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Gesetzentwurf 

der Staatsregierung 

Gesetz zur Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes 

A) Problem 

Die umfassende Reform des bayerischen Hochschulrechts mit dem Bayerischen Hoch-
schulinnovationsgesetz (BayHIG) aus dem Jahr 2023 hat erfolgreich dazu beigetragen, 
die Führungsrolle des Wissenschaftsstandorts Bayern in Deutschland und im europäi-
schen Kontext zu sichern. Seit dem Inkrafttreten des BayHIG haben sich jedoch wich-
tige Faktoren im Wissenschaftsbereich verändert. Insbesondere der technische Fort-
schritt und konkrete gesellschaftspolitische Entwicklungen stellen die Hochschulen vor 
neue Aufgaben. Um diesen neuen Aufgaben gerecht werden zu können, sind gesetzli-
che Anpassungen erforderlich, die mit dem Gesetz zur weiteren Entbürokratisierung 
und Fortentwicklung des Hochschulrechts umgesetzt werden. 

B) Lösung 

Um die Erfolgsgeschichte des BayHIG fortzuschreiben, soll mit dem vorliegenden Ge-
setz insbesondere die Bürokratie im Hochschulbereich weiter abgebaut werden. Das 
Gesetz enthält eine Vielzahl von Entbürokratisierungsmaßnahmen, die zur Straffung 
und Effizienzsteigerung in den Hochschulen, Studierendenwerken und im Staatsminis-
terium für Wissenschaft und Kunst beitragen.  

Die neuen Regelungen schaffen zudem eine stabile Grundlage, um aktuelle Herausfor-
derungen wie die rasante Entwicklung der Künstlichen Intelligenz (KI) oder die verän-
derte Sicherheitslage für jüdische Hochschulmitglieder und -angehörige zu bewältigen. 
Das Gesetz zur Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes enthält fer-
ner Regeln zur Governance der Hochschulen und zum Berufungsrecht. 

C) Alternativen 

Keine. Eine Beibehaltung der bestehenden Rechtslage entspräche weder dem objektiv 
bestehenden Änderungs- und Aktualisierungsbedarf noch den Interessen von Hoch-
schulen, Studierenden und Wissenschaft. 

D) Kosten 

Die Umsetzung dieses Gesetzes erfolgt vollständig im Rahmen der vorhandenen Stel-
len und Mittel. 
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2210-1-3-WK 

Gesetz  

zur Änderung des  

Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes 

§ 1  

Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes  

Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) vom 5. August 2022 (GVBl. 
S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das zuletzt durch die Art. 15 und 16 des Gesetzes vom 
8. Mai 2026 (GVBl. S. 208) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

Art. 132 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Art. 129 tritt mit Ablauf des 30. September 2027 außer Kraft.“ 

§ 2  

Weitere Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes  

Das Bayerische Hochschulinnovationsgesetz (BayHIG) vom 5. August 2022 (GVBl. 
S. 414, BayRS 2210-1-3-WK), das zuletzt durch § 1 dieses Gesetzes geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 2 Abs. 2 Satz 2 wird nach der Angabe „Wandels“ die Angabe „sowie der Fort-
entwicklung der Künstlichen Intelligenz“ eingefügt. 

2. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 und 4 eingefügt: 

„3Mehrere Hochschulen können zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben auf 
Grundlage einer Vereinbarung nach Abs. 7 Satz 2 gemeinsame Einrichtun-
gen bilden. 4Die Vereinbarung kann vorsehen, dass im Rahmen des Zusam-
menwirkens Mitglieder einer Hochschule an anderen beteiligten Hochschu-
len als Zweitmitglieder aufgenommen werden, welche Voraussetzungen da-
für erfüllt sein müssen und welche Rechtsstellung die Zweitmitglieder an 
den anderen Hochschulen haben.“ 

bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 5. 

b) Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ gestrichen. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

3. In Art. 10 Abs. 5 Satz 1 wird nach der Angabe „zu handeln“ die Angabe „ ,“ einge-
fügt. 

4. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Die Hochschulen erheben Gebühren für die Teilnahme von Studierenden 
und nach Art. 87 Abs. 5 Satz 1 immatrikulierten Personen an Angeboten der 
Weiterbildung nach Art. 78 Abs. 1 und 2 und an Lehrveranstaltungen aus 
diesen Angeboten nach Art. 87 Abs. 4.“ 

bb) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
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„3Von Teilnehmerinnen und Teilnehmern an Angeboten der Weiterbildung 
nach Art. 78 Abs. 1 und 2 und an Lehrveranstaltungen aus diesen Angebo-
ten nach Art. 87 Abs. 4, die weder Studierende noch nach Art. 87 Abs. 5 
Satz 1 immatrikulierte Personen sind, wird ein privatrechtliches Entgelt er-
hoben.“ 

b) In Abs. 3 Satz 1 Nr. 4, Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 bis 5 und Abs. 8 Satz 1 und 3 wird 
jeweils die Angabe „Art. 87 Abs. 3 Satz 1“ durch die Angabe „Art. 87 Abs. 5 
Satz 1“ ersetzt. 

5. Dem Art. 15 wird folgender Abs. 3 angefügt: 

„(3) 1Über die Ausführung des Körperschaftshaushalts oder Wirtschaftsplans ist 
durch die Hochschulleitung Rechnung zu legen. 2Die Rechnung ist dem Hochschul-
rat vorzulegen, der die Entlastung erteilt. 3Art. 109 Abs. 2 und 3 BayHO ist nicht 
anzuwenden; Art. 111 BayHO bleibt unberührt.“ 

6. Art. 17 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird Abs. 1. 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Abs. 2 Satz 1 und 2. 

c) Folgender Abs. 3 wird angefügt: 

„(3) 1Die Hochschulen übertragen oder lizensieren Rechte an geistigem Ei-
gentum an wissens-, kunst- und forschungsbasierte Unternehmensgründungen 
in transparenten und beschleunigten Verfahren. 2Die Rechteübertragung oder -
lizensierung soll in der Regel innerhalb von drei Monaten zum Abschluss kom-
men. 3Die Hochschulen veröffentlichen den regelhaften Ablauf von Verhandlun-
gen über die Übertragung oder Lizensierung von Rechten nach Satz 1 sowie 
die dafür vorgesehenen Vertragsmuster. 4Die veröffentlichten Vertragsmuster 
sind für die Hochschulen verbindlich, solange und soweit die Gründerin oder der 
Gründer nicht verlangt, die im Muster enthaltenen Vertragsbedingungen mit ihm 
oder ihr individuell auszuhandeln. 5Von der Möglichkeit, gemäß Art. 63 Abs. 3 
Satz 2 BayHO im Haushaltsplan eine Ausnahme in Bezug auf den Wert der 
nach Satz 1 zu übertragenden oder lizensierenden Rechte zuzulassen, wird Ge-
brauch gemacht. 6Das Nähere regelt der Haushaltsplan.“ 

7. Art. 19 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Die Sätze 3 bis 5 werden die Sätze 2 bis 4. 

8. Art. 25 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 wird nach der Angabe „ihre Mitglieder“ die Angabe „und Angehö-
rigen“ eingefügt. 

bb) In Satz 3 wird nach der Angabe „der Mitglieder“ die Angabe „und Angehöri-
gen“ eingefügt. 

cc) Satz 4 wird wie folgt geändert: 

aaa) Die Angabe „werden“ wird durch die Angabe „dürfen“ ersetzt. 

bbb) Nach der Angabe „sonst verwertet“ wird die Angabe „werden“ einge-
fügt. 

b) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt: 

„(2) 1Die Hochschulen bestellen für ihre Mitglieder und Angehörigen eine 
Ansprechperson gegen Antisemitismus an der Hochschule. 2Die Ansprechper-
son ist nicht an Weisungen gebunden. 3Sie wirkt unbeschadet der Verantwort-
lichkeit von Organen und Gremien der Hochschule darauf hin, dass Mitglieder 
und Angehörige der Hochschule vor antisemitischen Haltungen, Äußerungen 
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und antisemitischer Gewalt geschützt werden, und ist Anlauf- und Beratungs-
stelle für die hiervon betroffenen Mitglieder und Angehörigen der Hochschule. 
4Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.“ 

c) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3 und wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird nach der Angabe „ihre Mitglieder“ die Angabe „und Angehö-
rigen“ eingefügt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Sie“ durch die Angabe „Die Ansprechperson“ 
ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird die Angabe „Diese“ durch die Angabe „Sie“ ersetzt. 

dd) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„4Abs. 1 Satz 4 und 5 gilt entsprechend.“ 

ee) Satz 5 wird aufgehoben. 

ff) Satz 6 wird Satz 5. 

9. In Art. 29 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe „eine Professorin oder ein Pro-
fessor“ durch die Angabe „eine Professorin, ein Professor, eine Juniorprofessorin, 
ein Juniorprofessor, eine Nachwuchsprofessorin oder ein Nachwuchsprofessor“ er-
setzt. 

10. Art. 31 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 2 werden die folgenden Sätze 3 bis 6 eingefügt: 

„3Die Hochschule unterrichtet das Staatsministerium zeitnah über die eingegan-
genen Bewerbungen und über alle wesentlichen Entwicklungen im Wahlverfah-
ren. 4Die Vorsitzenden des Senats und des Hochschulrats erstellen gemeinsam 
auf der Grundlage von Vorschlägen der Dekaninnen und Dekane sowie der Mit-
glieder des Hochschulrats einen Wahlvorschlag und geben die Vorschlagsliste 
sowie alle weiteren Wahlvorschläge mindestens zwei Wochen vor der Wahl 
dem Staatsministerium zur Kenntnis. 5Hat das Staatsministerium begründete 
Bedenken gegen die Geeignetheit auf der Vorschlagsliste genannter Personen, 
erörtert es diese vor der Wahl mit der oder dem Vorsitzenden des Senats sowie 
mit der oder dem Vorsitzenden des Hochschulrats. 6Vor der Wahl erhalten die 
Kandidatinnen und Kandidaten auf der Vorschlagsliste die Gelegenheit, sich in 
einer Sitzung des Hochschulrats vorzustellen.“ 

b) Der bisherige Satz 3 wird aufgehoben. 

c) Der bisherige Satz 4 wird Satz 7 und die Angabe „Satz 3“ wird durch die Angabe 
„Satz 4“ ersetzt. 

11. Art. 36 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst:  

„2Die Grundordnung legt fest, wie oft die Amtszeit nach Satz 1 verlängert wer-
den kann.“ 

b) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nr. 8 wird aufgehoben. 

bbb) Die Nrn. 9 bis 11 werden die Nrn. 8 bis 10. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Die Zuständigkeit für die Änderung von Studiengängen nach Satz 1 Nr. 6 
kann durch die Grundordnung ganz oder teilweise auf den Senat übertragen 
werden.“ 

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3. 

12. In Art. 38 Abs. 4 Satz 2 Halbsatz 1 wird die Angabe „und Gaststudierenden“ gestri-
chen. 
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13. Art. 48 Abs. 1 Satz 5 wird aufgehoben. 

14. Art. 51 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 

„2Für Beratungen über die Wahl und Abwahl von Mitgliedern der Hochschullei-
tung nach Art. 31 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sowie Art. 32 Abs. 1 und 2 Satz 3 
mit Ausnahme des Wahlakts kann die Grundordnung die Hochschulöffentlich-
keit vorsehen.“ 

b) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3 und wird wie folgt gefasst: 

„3Im Übrigen regelt die Grundordnung den Geschäftsgang der Gremien, insbe-
sondere die Ladung, die Beschlussfähigkeit und das Zustandekommen von Be-
schlüssen.“ 

c) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

15. Art. 64 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 2 wird nach der Angabe „Voraussetzungen“ die Angabe „ , wo-
bei Art. 57 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 mit der Maßgabe gilt, dass mindestens eine 
dreijährige berufliche Praxis erforderlich ist, die vollständig außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein muss“ eingefügt 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „Abs. 1 Satz 4 bis 6“ durch die Angabe „Abs. 1 
Satz 5 bis 7 und Abs. 2 Satz 11“ ersetzt.  

b) Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„2Art. 60 Abs. 3 und Art. 63 Abs. 2 und 3 gelten entsprechend.“ 

16. Art. 65 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 2 Satz 3 Nr. 3 wird die Angabe „zur Wahrnehmung von Aufgaben in ei-
ner Personal- oder Schwerbehindertenvertretung oder“ gestrichen. 

b) In Abs. 3 wird die Angabe „nach Art. 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 erforderlichen zu-
sätzlichen wissenschaftlichen Leistungen erfolgreich nachzuweisen“ durch die 
Angabe „Voraussetzungen nach Art. 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder Art. 57 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 oder Nr. 3 zu erfüllen“ ersetzt. 

17. Art. 66 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Angabe „vor der Veröffentlichung“ wird gestrichen. 

bb) Nach der Angabe „über die Ausschreibung“ wird die Angabe „ , die Gründe 
für einen Ausschreibungsverzicht“ eingefügt. 

b) Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 4 werden die folgenden Sätze 5 bis 7 eingefügt: 

„5Bei der Berufung auf eine Professur sollen Mitglieder der eigenen Hoch-
schule nur in begründeten Ausnahmefällen in den Berufungsvorschlag auf-
genommen werden. 6Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, Nach-
wuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren der eigenen Hochschule 
können in einen Berufungsvorschlag für die Besetzung von Stellen für Pro-
fessorinnen und Professoren aufgenommen werden; waren sie bereits bei 
der Berufung als Juniorprofessorin, Juniorprofessor, Nachwuchsprofessorin 
oder Nachwuchsprofessor Mitglied der Hochschule, ist dies nur in besonde-
ren Fällen zulässig. 7Die Aufnahme von Mitgliedern der eigenen Hochschule 
in den Berufungsvorschlag ist dem Staatsministerium anzuzeigen.“ 

bb) Die bisherigen Sätze 5 bis 9 werden die Sätze 8 bis 12. 

c) Abs. 7 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
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aaa) Nr. 3 wird wie folgt geändert: 

aaaa) Die Angabe „in besonderer Weise“ wird gestrichen. 

bbbb) Die Angabe „im Hinblick auf die Stärkung der Qualität und Pro-
filbildung“ wird gestrichen. 

cccc) Die Angabe „ .“ am Ende wird durch Angabe „ ,“ersetzt. 

bbb) Folgende Nr. 4 wird angefügt: 

„4. eine Professorin oder ein Professor, die oder der einen auswärti-
gen Ruf auf eine höherwertige Professur oder ein höherwertiges 
auswärtiges Beschäftigungsangebot vorlegt, auf eine höherwertige 
Professur der Hochschule berufen werden soll.“ 

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„3In Fällen des Satzes 1 Nr. 4 findet Abs. 5 Satz 5 und 6 keine Anwendung.“ 

18. In Art. 67 Abs. 4 Satz 4 wird die Angabe „oder Prüferin oder Prüfer sein“ gestrichen. 

19. In Art. 76 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 wird nach der Angabe „Digitalisierung“ die Angabe 
„einschließlich der Künstlichen Intelligenz“ eingefügt. 

20. Art. 77 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 3 Satz 4 wird die Angabe „in Vollzeit und Teilzeit“ durch die Angabe „als 
Voll- und Teilzeitstudiengang“ ersetzt. 

b) Abs. 7 wird aufgehoben. 

21. In Art. 79 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 und 3 wird jeweils die Angabe „an Universitäten“ ge-
strichen. 

22. In Art. 83 Abs. 4 wird nach der Angabe „schriftlich“ die Angabe „oder in Textform“ 
eingefügt. 

23. Art. 84 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 7 wird wie folgt gefasst: 

„7Das Ablegen von Hochschulprüfungen nach Satz 1 setzt die Immatrikulation 
nach Art. 87 Abs. 1 Satz 1 voraus, es sei denn, dass eine Immatrikulation nach 
diesem Gesetz oder für die Wiederholung von Hochschulprüfungen nach Maß-
gabe der Prüfungsordnungen der Hochschulen nicht erforderlich ist.“ 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nach Nr. 8 wird folgende Nr. 9 eingefügt: 

„9. die Zulässigkeit der Nutzung von KI-Systemen als Hilfsmittel; bei 
nicht beaufsichtigten schriftlichen Prüfungen soll die Nutzung nicht 
ausgeschlossen, aber mit Vorgaben zu Umfang und Art einer Do-
kumentation der Nutzung verbunden werden,“. 

bbb) Die bisherigen Nrn. 9 bis 12 werden die Nrn. 10 bis 13. 

bb) Folgender Satz 5 wird angefügt: 

„5Bei Prüfungen, in denen persönliche technische Hilfsmittel der Studieren-
den verwendet werden, kann die Prüfungsordnung die Installation von Soft-
ware oder Softwarekomponenten vorsehen, die die Nutzung des techni-
schen Hilfsmittels während der Prüfungszeit zu anderen als zu Prüfungs-
zwecken ausschließen.“ 

c) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Das Staatsministerium kann durch Rechtsverordnung vorsehen, dass un-
ter Aufsicht oder vor Prüferinnen und Prüfern abzulegende Prüfungen in 
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elektronischer Form und ohne die Verpflichtung durchgeführt werden kön-
nen, persönlich in einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend zu sein, 
sofern sie ihrer Natur nach dafür geeignet sind.“ 

bb) In Satz 2 Nr. 4 wird nach der Angabe „Täuschungshandlungen,“ die Angabe 
„insbesondere zur Installation von Software oder Softwarekomponenten auf 
persönlichen technischen Hilfsmitteln der Studierenden, die die Nutzung 
des technischen Hilfsmittels während der Prüfungszeit zu anderen als zu 
Prüfungszwecken ausschließen sowie zur Aufzeichnung der Prüfung oder 
anderweitigen vorübergehenden Speicherung der Bild- und Tondaten, an-
lassbezogen zu Beweiszwecken auch über das Ende der Prüfung hinaus,“ 
eingefügt. 

24. Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. haupt- und nebenberufliche Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, ge-
meinsam Berufene nach Art. 67 sowie entpflichtete Professorinnen und Profes-
soren,“. 

25. Art. 86 Abs. 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „Zusatzstudien“ wird die Angabe „ , “ durch die Angabe „oder“ 
ersetzt. 

b) Die Angabe „oder im Rahmen eines Früh- oder Jungstudiums“ wird gestrichen. 

26. Art. 87 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 6 wird aufgehoben. 

b) Nach Abs. 2 werden die folgenden Abs. 3 und 4 eingefügt: 

„(3) 1Schülerinnen und Schülern, die nach der einvernehmlichen Einschät-
zung von Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, kann im 
Einzelfall genehmigt werden, an Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie Stu-
dien- und Prüfungsleistungen zu erbringen (Frühstudium). 2Gleiches gilt im Ein-
vernehmen mit der Schule für Schülerinnen und Schüler, die nach Einschätzung 
einer Kunsthochschule besondere künstlerische Begabungen aufweisen 
(Jungstudium). 3Das Jungstudium kann auch besondere Angebote umfassen. 
4Art. 86 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Die Hochschulen können es weiteren Personen, insbesondere Studie-
renden anderer staatlicher oder staatlich anerkannter Hochschulen, ermögli-
chen, an einzelnen Lehrveranstaltungen teilzunehmen sowie dort Studien- und 
Prüfungsleistungen zu erbringen. 2Das Nähere regeln die Hochschulen durch 
Satzung. 3Art. 86 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.“ 

c) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 5. 

27. Art. 88 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

„(5) Absolventinnen und Absolventen der Meisterprüfung, der vom Staats-
ministerium für Unterricht und Kultus der Meisterprüfung gleichgestellten beruf-
lichen Fortbildungsprüfungen, von Fachschulen und Fachakademien wird der 
allgemeine Hochschulzugang eröffnet.“ 

b) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 5 wird aufgehoben. 

bb) Satz 6 wird Satz 5 

c) Abs. 8 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Die Hochschulen können bei weiterqualifizierenden Studien durch Sat-
zung vorsehen, dass diese auch Personen offenstehen, die die Zugangsvo-
raussetzungen nach Art. 90 Abs. 2 Satz 4 und 5 erfüllen.“ 
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bb) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

d) Folgender Abs. 11 wird angefügt: 

„(11) 1Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften können in beson-
ders zu begründenden Fällen Bewerberinnen und Bewerber zum Studium zu-
lassen, die nicht über die Zugangsvoraussetzungen nach den Abs. 1 bis 6 ver-
fügen, aber im Ausland zum Studium berechtigt sind und zusätzlich eine studi-
engangbezogene Zugangsprüfung der Hochschule bestanden haben. 2Durch 
die Zugangsprüfung werden die erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten für 
das Studium nachgewiesen. 3Das Nähere regeln die Hochschulen in einer Sat-
zung.“ 

28. In Art. 89 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe „oder für den Zeitraum, in dem für diesen 
Studiengang ein örtliches Vergabeverfahren durchgeführt wird“ gestrichen. 

29. In Art. 90 Abs. 2 Satz 4 wird die Angabe „Satz 3“ durch die Angabe „Satz 4“ ersetzt. 

30. Art. 91 wird wie folgt geändert:  

a) In Nr. 4 wird die Angabe „oder“ am Ende durch die Angabe „ ,“ ersetzt. 

b) In Nr. 5 wird die Angabe „ .“ am Ende durch die Angabe „ ,“ ersetzt. 

c) Die folgenden Nrn. 6 bis 8 werden angefügt: 

„6. die Studienbewerberin oder der Studienbewerber wegen einer vorsätzlich 
begangenen Straftat zu einer Geldstrafe über 50 Tagessätzen oder Frei-
heitsstrafe rechtskräftig verurteilt ist und sich durch die begangene Straftat 
eine Gefährdung oder Störung der Erfüllung von Hochschulaufgaben, ins-
besondere des Studienbetriebs, abzeichnet, 

7. die Studienbewerberin oder der Studienbewerber Adressatin oder Adressat 
eines vollziehbaren Bescheides nach Art. 94 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 ist oder 

8. die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in einem Auswahlverfah-
ren der Hochschule für ausländische Studienbewerberinnen und Studien-
bewerber, die Deutschen nicht gleichgestellt sind, keinen Studienplatz er-
halten hat.“ 

31. Art. 94 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 94 

Ordnungsmaßnahmen, Exmatrikulation 

(1) Mitglieder und Angehörige der Hochschule begehen einen Ordnungsver-
stoß, wenn sie als Verantwortliche nach Art. 7 oder Art. 8 des Bayerischen Polizei-
aufgabengesetzes (PAG) 

1. durch Anwendung von Gewalt, durch Aufforderung zur Gewalt, durch Bedro-
hung mit Gewalt, durch die Beschädigung von Sachen oder durch einen 
schwerwiegenden oder wiederholten Verstoß gegen eine rechtmäßige Anord-
nung im Rahmen des Hausrechts den Studienbetrieb oder die Erfüllung von 
Hochschulaufgaben stören oder zu stören versuchen, 

2. durch andere vorsätzliche Handlungen zu Lasten von Mitgliedern oder Angehö-
rigen der Hochschule den Studienbetrieb oder die Erfüllung von Hochschulauf-
gaben stören oder zu stören versuchen, 

3. andere dazu auffordern, eine der in den Nrn. 1 und 2 genannten Handlungen 
zu begehen, oder 

4. Einrichtungen der Hochschule oder ihre digitale Infrastruktur zu vorsätzlichen 
Handlungen nach den Nrn. 1 bis 3 nutzen oder zu nutzen versuchen. 

(2) 1Gegen Mitglieder und Angehörige der Hochschulen, die einen Ordnungs-
verstoß nach Abs. 1 begangen haben, können, soweit auf sie keine beamtenrecht-
lichen oder arbeitsrechtlichen Vorschriften anzuwenden sind, Ordnungsmaßnah-
men verhängt werden. 2Ordnungsmaßnahmen sind: 

1. der Ausspruch einer Rüge, 
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2. der Ausschluss von der Benutzung von Einrichtungen der Hochschule ein-
schließlich ihrer digitalen Infrastruktur, 

3. der Ausschluss von der Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen bis zu ei-
nem Semester, 

4. die Exmatrikulation, 

5. der Ausschluss als Mitglied der Hochschule bis zu zwei Jahren, 

6. die Androhung einer der in den Nrn. 2 bis 5 genannten Maßnahmen. 

3Maßnahmen nach Satz 2 Nr. 5 können gegenüber Studierenden nicht getroffen 
werden. 

(3) 1Ordnungsmaßnahmen werden von der Hochschulleitung getroffen. 2Für 
das Ordnungsverfahren gelten die Regelungen des Bayerischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes. 3Im Ordnungsverfahren sind Zeugen zur Aussage und Sachver-
ständige zur Erstattung von Gutachten verpflichtet. 4Die Vorschriften der Zivilpro-
zessordnung über die Pflicht, als Zeuge auszusagen oder als Sachverständiger ein 
Gutachten zu erstatten, über die Ablehnung von Sachverständigen sowie über die 
Vernehmung von Angehörigen des öffentlichen Dienstes als Zeugen oder Sachver-
ständige gelten entsprechend. 5Die Hochschulen können in ihren Grundordnungen 
ergänzende Regelung treffen. 

(4) 1Studierende sind zum Ende des Semesters exmatrikuliert, in dem sie die 
Abschlussprüfung bestanden haben. 2Studierende werden von der Hochschule ex-
matrikuliert, wenn sie dies beantragen, ein Immatrikulationshindernis nach Art. 91 
vorliegt oder eine Ordnungsmaßnahme nach Abs. 2 Satz 2 Nr. 4 getroffen wurde. 
3In den in Art. 91 Nr. 6 und 7 genannten Fällen kann zugleich verfügt werden, dass 
eine erneute Immatrikulation an einer Hochschule des Freistaates Bayern ausge-
schlossen ist, solange eine Gefährdung oder Störung der Erfüllung von Hochschul-
aufgaben, insbesondere des Studienbetriebs weiterhin droht. 4Abweichend von 
Satz 1 können Studierende auch nach dem Bestehen der Abschlussprüfung in dem 
betreffenden Studiengang immatrikuliert bleiben oder wieder immatrikuliert werden, 
wenn sie die Immatrikulation oder das Fortbestehen der Immatrikulation beantra-
gen, um 

1. im Rahmen entsprechender prüfungsrechtlicher Regelungen die Prüfung zur 
Notenverbesserung zu wiederholen, 

2. eine weitere Studienrichtung oder einen weiteren Studienschwerpunkt zu stu-
dieren oder 

3. zu promovieren. 
5Die Studierenden sollen exmatrikuliert werden, wenn die in Satz 4 genannten Vo-
raussetzungen nicht mehr vorliegen, in den Fällen des Satzes 4 Nr. 2 und 3 spä-
testens nach vier Jahren.“ 

32. Art. 97 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 6 wird die Angabe „12“ wird durch die Angabe „13“ ersetzt. 

b) In Abs. 3 Satz 2 wird die Angabe „der Universitäten“ gestrichen. 

33. In Art. 98 Abs. 1 Satz 6 wird nach der Angabe „drei“ die Angabe „an dieser Univer-
sität oder Kunsthochschule lehrbefugte“ eingefügt. 

34. Art. 102 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach der Angabe „die“ wird die Angabe „nichtstaatliche“ durch die Angabe 
„keine staatlichen“ ersetzt. 

bb) Die Angabe „(nichtstaatliche Hochschule)“ wird gestrichen.  

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 Nr. 2 wird nach der Angabe „bei Hochschulen für angewandte Wis-
senschaften mindestens drei“ die Angabe „nebeneinander bestehende 
oder“ eingefügt. 
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bb) In Satz 7 wird die Angabe „Nichstaatliche“ durch die Angabe „Nichtstaatli-
che“ ersetzt. 

35. Art. 108 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) 1Für nichtstaatliche Hochschulen gelten Art. 7 Abs. 4, die Art. 76 bis 80 
mit Ausnahme des Art. 77 Abs. 4, die Art. 82, 84, 85 und 87 bis 95 – mit Aus-
nahme des Art. 91 Nr. 3 und des Art. 92 – sowie Art. 96 Abs. 1 bis 5 und die 
Art. 97 und 98 im Rahmen der staatlichen Anerkennung entsprechend. 2Nicht-
staatliche Hochschulen können zusätzliche Immatrikulationsvoraussetzungen, 
nicht jedoch von Art. 88 Abs. 1 bis 6 sowie 8 bis 10, Art. 89 und 90 abweichende 
Qualifikationsvoraussetzungen, festlegen.“ 

b) Abs. 2 wird aufgehoben. 

c) Die Abs. 3 und 4 werden die Abs. 2 und 3. 

36. In Art. 109 Abs. 5 wird die Angabe „ .“ am Ende durch die Angabe „sowie für die 
Hochschulbereiche für angewandte Wissenschaften der Universität der Bundes-
wehr München und der Katholischen Universität Eichstätt-Ingolstadt.“ ersetzt. 

37. Art. 114 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „stellen die“ wird die Angabe „staatlichen“ eingefügt. 

b) Nach der Angabe „Unterrichtseinrichtungen“ wird die Angabe „im Sinn von 
Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

38. Art. 115 wird wie folgt gefasst: 

„Art. 115 

Errichtung und Zuständigkeit, Verordnungsermächtigungen 

(1) Die Errichtung, die Festlegung der Zuständigkeit für die einzelnen staatli-
chen Hochschulen und andere Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 
Satz 2 sowie die Auflösung von Studierendenwerken erfolgt durch Rechtsverord-
nung des Staatsministeriums. 

(2) Durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums werden die erforderlichen 
näheren Bestimmungen über die Aufgaben, die Organisation, die Beschlussfähig-
keit und das Zustandekommen von Beschlüssen der Organe und die Grundsätze 
der Finanzierung und Wirtschaftsführung der Studierendenwerke getroffen.“ 

39. In Art. 116 Satz 2 wird die Angabe „die Vertretungsversammlung,“ gestrichen. 

40. Die Art. 117 und 118 werden wie folgt gefasst: 

„Art. 117  

Verwaltungsrat 

(1) Dem Verwaltungsrat gehören als stimmberechtigte Mitglieder an 

1. vier Kanzlerinnen oder Kanzler der staatlichen Hochschulen aus dem Zustän-
digkeitsbereich des Studierendenwerks, 

2. drei Studierende aus dem Zuständigkeitsbereich des Studierendenwerks, 

3. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen und Berufserfahrung auf wirt-
schaftlichem oder rechtlichem Gebiet, 

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter des Personalrats des Studierendenwerks. 

(2) 1Fallen in den Zuständigkeitsbereich eines Studierendenwerks mehr als vier 
staatliche Hochschulen, werden die Verwaltungsratsmitglieder nach Abs. 1 Nr. 1 
von den Präsidentinnen und Präsidenten der staatlichen Hochschulen im Zustän-
digkeitsbereich des Studierendenwerks mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 
2Die Verwaltungsratsmitglieder nach Abs. 1 Nr. 2 werden vom Landesstudierenden-
rat gewählt. 3Das Verwaltungsratsmitglied nach Abs. 1 Nr. 3 wird von den Präsiden-
tinnen und Präsidenten der staatlichen Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des 
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Studierendenwerks mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 4Das Verwaltungsrats-
mitglied nach Abs. 1 Nr. 4 wird vom Personalrat des Studierendenwerks entsendet. 
5Besteht ein Gesamtpersonalrat, entsendet dieser das Verwaltungsratsmitglied 
nach Abs. 1 Nr. 4. 6Die Amtszeit der Verwaltungsratsmitglieder beträgt zwei Jahre. 
7Scheidet ein Verwaltungsratsmitglied vorzeitig aus, soll für den Rest der Amtszeit 
des bisherigen Verwaltungsratsmitglieds ein neues Verwaltungsratsmitglied ge-
wählt oder entsendet werden. 8Die Verwaltungsratsmitglieder üben ihr Amt nach 
Ablauf der Amtszeit bis zur Wahl oder Entsendung einer Nachfolgerin oder eines 
Nachfolgers aus. 9Die Verwaltungsratsmitglieder nach Abs. 1 Nr. 1 werden von ihrer 
Vertreterin oder ihrem Vertreter nach Art. 33 Abs. 4 Satz 1 vertreten. 10Für jedes 
Verwaltungsratsmitglied nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 bis 4 ist entsprechend der Sätze 2 
bis 5 eine Stellvertreterin oder ein Stellvertreter zu wählen oder zu entsenden. 11Die 
Sätze 6 bis 8 gelten entsprechend für die Stellvertreterinnen und Stellvertreter. 

(3) 1Die stimmberechtigten Mitglieder des Verwaltungsrats wählen aus dem 
Kreis der Mitglieder nach Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3 für die Dauer der Amtszeit eine 
Vorsitzende oder einen Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder ei-
nen stellvertretenden Vorsitzenden. 2Die oder der Vorsitzende kann von den stimm-
berechtigten Mitgliedern des Verwaltungsrats abgewählt werden, sofern gleichzeitig 
eine neue Vorsitzende oder ein neuer Vorsitzender gewählt wird. 3Satz 2 gilt ent-
sprechend für die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzen-
den. 

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt an den Sitzungen des 
Verwaltungsrats beratend teil. 

(5) 1Dem Verwaltungsrat können als beratende Mitglieder angehören: 

1. die oder der Beauftragte für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und 
Kunst einer staatlichen Hochschule aus dem Zuständigkeitsbereich des Studie-
rendenwerks, 

2. die oder der Beauftragte für die Belange der Studierenden mit Behinderung oder 
chronischer Erkrankung einer staatlichen Hochschule aus dem Zuständigkeits-
bereich des Studierendenwerks. 

2Für jedes beratende Verwaltungsratsmitglied nach Satz 1 kann eine Stellvertreterin 
oder ein Stellvertreter gewählt werden. 3Die Verwaltungsratsmitglieder nach Satz 1 
und deren Stellvertreterinnen und Stellvertreter werden von den Präsidentinnen und 
Präsidenten der staatlichen Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des Studieren-
denwerks mit einfacher Stimmenmehrheit gewählt. 4Abs. 2 Satz 6 bis 8 und 11 gilt 
entsprechend. 

Art. 118 

Aufgaben des Verwaltungsrats 

(1) Der Verwaltungsrat entscheidet in grundsätzlichen Angelegenheiten und 
über strategische Ziele des Studierendenwerks und überwacht die Tätigkeit der Ge-
schäftsführerin oder des Geschäftsführers. 

(2) Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende Aufgaben:  

1. Prüfung und Beschluss des Wirtschaftsplans, 

2. Beschluss über die Bestellung der Abschlussprüferin oder des Abschlussprü-
fers, 

3. Beschluss über die vom Staatsministerium unterbreiteten Prüfungsschwer-
punkte,  

4. Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses, 

5. Beschluss über die Entlastung der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers 
auf Grundlage des geprüften Jahresabschlusses, 
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6. Beschluss über die Bestellung und Entlassung der Geschäftsführerin oder des 
Geschäftsführers und der Stellvertreterin oder des Stellvertreters, 

7. Beschluss über den Erwerb, die Belastung und die Veräußerung von Grundver-
mögen, 

8. Erlass der Satzungen nach Art. 121 Abs. 2 und 3. 

(3) Der Verwaltungsrat hat zur Erfüllung seiner Aufgaben ein umfassendes In-
formations-, Einsichts- und Prüfungsrecht gegenüber dem Studierendenwerk.“ 

41. In Art. 119 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe „der Vertretungsversammlung oder“ ge-
strichen. 

42. Art. 121 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 3 wird die Angabe „zuständigen“ gestrichen. 

bb) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„4Zwischen den örtlichen Trägern des öffentlichen Nahverkehrs und den 
staatlichen Hochschulen sowie den anderen Unterrichtseinrichtungen im 
Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2 kann zu diesem Zweck ein automatisierter 
Austausch personenbezogener Daten der an den staatlichen Hochschulen 
sowie den anderen Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 
Satz 2 immatrikulierten und berechtigten Studierenden eingerichtet wer-
den.“ 

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Beitragspflichtig sind nach  

1. Abs. 2 Studierende der staatlichen Hochschulen sowie Personen, die 
andere Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2 be-
suchen; dies gilt nicht für Personen, die nach Art. 87 Abs. 3 Satz 1 im-
matrikuliert sind, 

2. Abs. 3 Studierende der staatlichen Hochschulen sowie Personen, die 
andere Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2 be-
suchen und als Studierende immatrikuliert sind.“ 

bb) In Satz 2 wird nach der Angabe „mehreren“ die Angabe „staatlichen“ und 
nach der Angabe „Hochschulen“ wird die Angabe „oder anderen Unter-
richtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

cc) In Satz 3 wird nach der Angabe „weiteren“ die Angabe „staatlichen“ und 
nach der Angabe „Hochschule“ wird die Angabe „oder anderen Unterrichts-
einrichtung im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2“ eingefügt. 

c) In Abs. 5 Satz 1 wird nach der Angabe „von den“ die Angabe „staatlichen“ ein-
gefügt und die Angabe „sonstigen Unterrichtseinrichtungen“ wird durch die An-
gabe „den anderen Unterrichtseinrichtungen im Sinn von Art. 114 Abs. 2 Satz 2“ 
ersetzt. 

43. Art. 122 wird aufgehoben. 

44. Art. 125 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 

„(3) 1Die Bayerische Theaterakademie August Everding (Theaterakademie) 
kann in Kooperation mit einer staatlichen bayerischen Hochschule nach Maß-
gabe der von der jeweiligen Hochschule erlassenen Satzungen Hochschulstu-
diengänge durchführen und Hochschulprüfungen abnehmen; für die in diesen 
Studiengängen an der Theaterakademie erbrachten Studienzeiten, Studien- 
und Prüfungsleistungen findet Art. 86 Abs. 1 Anwendung. 2Die jeweilige Hoch-
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schule verleiht den akademischen Grad. 3Die Kooperation setzt eine Vereinba-
rung nach Art. 6 Abs. 7 voraus, die des Einvernehmens des Staatsministeriums 
bedarf. 4In der Vereinbarung sind insbesondere Regelungen zu treffen zu Ent-
scheidungen über die Einrichtung, wesentliche Änderung und Aufhebung der 
Studiengänge, über Inhalt und Organisation des Curriculums, über die Zulas-
sung und Immatrikulation der Studierenden, über die Aufgabenstellung, Ab-
nahme und Bewertung von Prüfungsleistungen, über die Anerkennung und An-
rechnung von Kompetenzen, über die Verwaltung von Prüfungs- und Studieren-
dendaten, über Maßnahmen der Qualitätssicherung sowie über Kriterien und 
Verfahren zur Auswahl des Lehrpersonals. 5Für die Abnahme und Bewertung 
von Prüfungsleistungen durch Beschäftigte der Theaterakademie gilt Art. 85 
Abs. 1 und die auf Grundlage von Art. 85 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 erlassene Verord-
nung entsprechend.“ 

b) Die bisherigen Abs. 3 und 4 werden die Abs. 4 und 5. 

45. Art. 128 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) 1Die am 31. Mai 2026 amtierenden Mitglieder der Vertretungsversammlun-
gen und Verwaltungsräte der Studierendenwerke führen die Geschäfte bis zum 
30. September 2026 nach den am 31. Mai 2026 geltenden Vorschriften fort. 2Die 
Verwaltungsräte der Studierendenwerke sind zum 1. Oktober 2026 neu zu bilden.“ 

§ 3 

Inkrafttreten  

1Dieses Gesetz tritt am …[einzusetzen: Datum des Inkrafttretens] in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 tritt § 1 am …[einzusetzen: Datum des abweichenden Inkraft-
tretens] in Kraft. 
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Begründung: 

A) Allgemeiner Teil 

Das BayHIG ist seit dem 1. Januar 2023 in Kraft. Im Zuge seiner praktischen Anwen-
dung haben sich verschiedentlich Möglichkeiten gezeigt, wie das Gesetz den Bedürf-
nissen der Praxis noch besser angepasst werden kann. Diese Optimierungsmöglichkei-
ten sollen mit der vorliegenden Gesetzesnovelle genutzt werden, um insbesondere den 
Verwaltungsaufwand für alle Beteiligten weiter zu reduzieren. 

 

B) Zwingende Notwendigkeit einer normativen Regelung 

Die Änderungen des BayHIG betreffen wesentliche und insbesondere auch grund-
rechtsrelevante Fragen (Wissenschaftsfreiheit nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG und 
Art. 108 BV, Akademische Selbstverwaltung nach Art. 138 Abs. 2 BV, Berufsausbil-
dungs- bzw. Studierfreiheit nach Art. 12 Abs. 1 GG), deren Regelung Aufgabe des par-
lamentarischen Gesetzgebers ist. 

 

C) Besonderer Teil 

Zu § 1 Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes  

Es handelt sich um eine Folgeänderung zu Art. 85 Abs. 6. Die bislang in Nr. 1 enthal-
tene Befristung der gesetzlichen Grundlage für die Durchführung elektronischer Fern-
prüfung entfällt mit der Verstetigung nach der Erprobungsphase. Es verbleibt damit al-
lein die befristete Geltung des Art. 129. 

 

Zu § 2 Änderung des Bayerischen Hochschulinnovationsgesetzes 

Zu Nr. 1 

KI gilt als zentrale Schlüsseltechnologie des 21. Jahrhunderts und stärkster Treiber der 
digitalen Transformation. Als breit einsetzbares Werkzeug birgt sie enorme Chancen 
für Wissenschaft, Wirtschaft und gesellschaftlichen Mehrwert. Dabei reichen die Mög-
lichkeiten von der Verbesserung der Entscheidungsfindung über die Automatisierung 
von Prozessen bis hin zur Schaffung innovativer neuer Produkte und Dienstleistungen. 
Zugleich erfordert die zunehmende Verbreitung von KI eine ressourcenschonende Ge-
staltung dieser Technologie, um den ökologischen Wandel nicht zu beeinträchtigen. 
Angesichts dieser außergewöhnlichen Potentiale und Herausforderungen sind die bay-
erischen Hochschulen aufgerufen, die Fortentwicklung der KI aktiv zu unterstützen und 
die dadurch angestoßenen tiefgreifenden Veränderungsprozesse mit zu gestalten.  

Zu Nr. 2 

Die Neuregelung ermöglicht es den Hochschulen, durch Vereinbarungen nach Art. 6 
Abs. 7 Satz 2 zur Erfüllung gemeinsamer Aufgaben auch gemeinsame Einrichtungen 
zu schaffen. Eine ähnliche Regelung, die eine Schaffung solcher Einrichtungen aller-
dings nur durch Rechtsverordnung des Staatsministeriums vorgesehen hatte, existierte 
bereits in Art. 16 Abs. 3 des Bayerischen Hochschulgesetzes. 

Die Streichung von Art. 6 Abs. 8 Satz 2 BayHIG vollzieht die Entscheidung des Bayeri-
schen Verfassungsgerichtshofs vom 3. März 2026 (Vf. 3-VII-25) nach. 

Zu Nr. 3 

Die Regelung dient der Beseitigung eines Redaktionsversehens. 
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Zu Nr. 4 

Mit der Änderung wird die Konsequenz aus der Ermöglichung von Teilhabe an Studien-
angeboten gem. Art. 87 Abs. 4 gezogen. Mit der Einführung dieser Möglichkeit wird es 
erforderlich, die Gebührenpflicht des Art. 13 Abs. 2 zu erweitern, soweit solche Teilha-
beangebote im Rahmen von Angeboten der Weiterbildung erfolgen. Diese sind aus bei-
hilferechtlichen Gründen und im Sinne der Gleichbehandlung gebührenpflichtig zu stel-
len, was sich bislang unter die Tatbestände des Art. 13 Abs. 2 nicht subsumieren lässt. 
Die Teilhabeangebote sollen Studierenden anderer Hochschulen und Nicht-Studieren-
den offenstehen und es handelt sich im strengen Sinn nicht um Angebote der Weiter-
bildung nach Art. 78 Abs. 1 und 2. Daher wird Art. 13 Abs. 2 durch eine Einbeziehung 
der Studienangebote gem. Art. 87 Abs. 4 erweitert. 

Im Übrigen handelt es sich um eine Anpassung des bisherigen Verweises auf Art. 87 
Abs. 3 Satz 1. 

Zu Nr. 5 

Es werden die bereits im Bayerischen Hochschulgesetz vorgesehenen, vereinfachten 
Regelungen zur Rechnungslegung für den Körperschaftshaushalt fortgeführt. 

Zu Nr. 6 

Die Neuregelung in Absatz 3 verpflichtet die Hochschulen, Verhandlungen mit Unter-
nehmensgründern über die Übertragung oder Lizensierung von Rechten des geistigen 
Eigentums (insb. Patente) zu beschleunigen. Insbesondere wird sichergestellt, dass 
Gründerinnen und Gründer sich bis zum Abschluss eines individuellen Vertrages auf 
Vertragsmuster berufen können. Eine Einschränkung des haushaltsrechtlichen Schen-
kungsverbots in Bezug auf den Rechtetransfer wird im Haushaltsplan geregelt. Eine 
Bindung der Hochschulen an die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit 
bleibt davon unberührt. 

Zu Nr. 7 

Durch die Entbindung der (selbständigen) Lehrbeauftragten von der Gremienarbeit soll 
der Anschein abhängiger Beschäftigung im sozialversicherungsrechtlichen Sinne ver-
mieden werden. 

Zu Nr. 8 

Die gesetzliche Verankerung der Ansprechpersonen gegen Antisemitismus dient der 
Rechtsklarheit und Rechtssicherheit. Damit wird der Fortbestand dieser Ansprechper-
sonen an allen bayerischen Hochschulen sichergestellt. Zudem wird der Adressaten-
kreis der Ansprechpersonen um die Hochschulangehörigen (ohne Mitgliedsstatus) er-
weitert. Der Aufgabenkreis der Beauftragten umfasst dabei sowohl präventive (z.B. Auf-
klärungsveranstaltungen) als auch repressive Maßnahmen (z.B. Beratung in konkreten 
Einzelfällen). In Satz 4 wird durch die Formulierung klargestellt, dass das Datenschutz-
recht generell zu beachten ist. Informationen über persönliche und sachliche Verhält-
nisse von Betroffenen dürfen selbst bei deren Einwilligung nicht in jedem Fall, sondern 
nur nach den Vorgaben des Datenschutzrechts an Dritte weitergegeben oder sonst ver-
wertet werden. 

Zu Nr. 9 

Infolge der Ergänzung können auch Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, Nach-
wuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren Mitglieder kollegialer Leitungen sein. 

Zu Nr. 10 

Damit die Staatsministerin oder der Staatsminister sich frühzeitig darauf einstellen kann, 
wer künftig der wichtigste Ansprechpartner bzw. die wichtigste Ansprechpartnerin für 
die jeweilige Hochschule sein wird, ist der Wahlvorschlag rechtzeitig, mindestens aber 
zwei Wochen vor der Wahl, der Staatsministerin oder dem Staatsminister bekanntzu-
geben. Wegen der hohen Bedeutung der Präsidentenwahl nicht nur für die jeweilige 
Hochschule, sondern auch für den Wissenschaftsstandort Bayern insgesamt, wird der 
Informationsaustausch zwischen Hochschulen und Staatsministerium präzisiert. Das 
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durch Art. 138 Abs. 2 BV verbürgte Recht der Hochschulen, ihre Präsidentin oder ihren 
Präsidenten frei wählen und dem Staatsminister oder der Staatsministerin zur Bestel-
lung vorschlagen zu können, bleibt unberührt. 

Zu Nr. 11 

a) Die Regelung dient dem Bürokratieabbau und steigert die Effizienz der Hochschul-
verwaltung, weil sie den Hochschulen die Möglichkeit gibt, zu verhindern, dass spätes-
tens alle acht Jahre vollständig neue externe Hochschulratsmitglieder bestellt werden 
müssen, die sich in die Angelegenheiten der Hochschule neu einarbeiten müssen.  

b) Die Streichung der Stellungnahme des Hochschulrats zu den Voranschlägen zum 
Staatshaushalt dient dem Bürokratieabbau und trägt dem Umstand Rechnung, dass die 
Stellungnahme faktisch aufgrund der Terminsetzungen im Haushaltsaufstellungsver-
fahren kaum realisierbar war. Durch den neuen Satz 2 wird es den Hochschulen ermög-
licht, die Zuständigkeit für die Änderung von Studiengängen durch die Grundordnung 
ganz oder teilweise (z.B. für eine bestimmte Art von Änderungen) auf den Senat zu 
übertragen. Die übrigen Änderungen sind redaktioneller Natur. 

Zu Nr. 12 

Der Begriff der Gaststudierenden wird gestrichen, da diese Studierendenkategorie im 
BayHIG nicht mehr normiert ist. 

Zu Nr. 13 

Durch die Streichung werden gleiche Wahlbedingungen für alle Gruppenvertreter in den 
Hochschulgremien geschaffen und die Hochschulverwaltungen bei der Wahldurchfüh-
rung entlastet. 

Zu Nr. 14 

Für die Beratungen über die Wahl und Abwahl von Präsidentinnen und Präsidenten 
bzw. Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten wird angesichts ihres hochschulweiten 
Einflusses den Hochschulen die Möglichkeit eingeräumt, durch eine Regelung in der 
Grundordnung die Hochschulöffentlichkeit herzustellen. Für den eigentlichen Wahlakt 
kann vom Grundsatz in Art. 51 Abs. 1 Satz 1 auch weiterhin nicht abgewichen werden, 
sodass dieser auch künftig stets unter Ausschluss der Öffentlichkeit und geheim zu er-
folgen hat. Die nachfolgenden Sätze des Art. 51 Abs. 1 werden redaktionell angepasst. 

Zu Nr. 15 

a) Für Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren im Promotionstrack wird 
die Einstellungsvoraussetzung von einer mindestens fünfjährigen beruflichen Praxis auf 
drei Jahre verkürzt. Nach der bisherigen Rechtslage kam es im Promotionstrack durch 
die zweijährige Tätigkeit an der Hochschule nach Abschluss des Qualifizierungspro-
gramms insgesamt zu einer beruflichen Vortätigkeit von sieben Jahren. Mit der Verkür-
zung der Mindestdauer der beruflichen Vortätigkeit wird künftig die Tätigkeit an der 
Hochschule berücksichtigt. Zudem wird ein redaktioneller Verweisungsfehler wird kor-
rigiert. Durch den Verweis auf Art. 63 Abs. 2 Satz 11 gilt die Regelung zur Berufung 
einer Beamten oder eines Beamten als Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
auch für Nachwuchsprofessorinnen und Nachwuchsprofessoren. 

b) Durch den Verweis auf Art. 60 Abs. 3 wird für die Berufung von Nachwuchsprofes-
sorinnen und Nachwuchsprofessoren in ein Beamtenverhältnis auf Zeit klargestellt, 
dass auch hier die Altersgrenze nach Art. 60 Abs. 3 gilt. Mit der Streichung der Ver-
weise auf Art. 63 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 4 BayHIG wird ein Redaktionsversehen besei-
tigt. 

Zu Nr. 16 

a) Die Änderung beseitigt ein Redaktionsversehen. Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren sind nach den Vorgaben des Bayerischen Personalvertretungsgesetzes 
nicht zu Personalvertretungen und damit gemäß § 177 Abs. 3 Satz 2 SGB IX auch nicht 
zu Schwerbehindertenvertretungen wählbar. 
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b) Die Änderung beseitigt ein Redaktionsversehen. Juniorprofessuren dienen dem Er-
werb der fehlenden Voraussetzungen für eine Universitätsprofessur, weshalb insoweit 
auf Art. 57 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BayHIG zu verweisen ist. Nachwuchsprofessuren dienen 
hingegen dem Erwerb fehlender Voraussetzungen für eine Professur an Hochschulen 
für angewandte Wissenschaften, weshalb für Nachwuchsprofessuren auf Art. 57 Abs. 3 
Satz 1 Nr. 2 und 3 BayHIG zu verweisen ist. 

Zu Nr. 17 

a) Es wird klargestellt, dass von der Anzeigepflicht auch Ausschreibungsverzichte und 
die Gründe für diese erfasst sind. Ebenso wird der teilweise entstandene Eindruck be-
seitigt, eine Ausschreibung, die erst nach der Veröffentlichung angezeigt wurde, sei 
rechtswidrig. 

b) Die Regelung übernimmt zum Zweck der weiteren Qualitätssteigerung im Berufungs-
wesen die bereits in Art. 18 Abs. 4 Satz 8 und 9 BayHSchPG vorgesehene Begrün-
dungspflicht für Hausberufungen. Ausgenommen von der Begründungspflicht sind Be-
rufungen von eigenen Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, Nachwuchsprofesso-
rinnen oder Nachwuchsprofessoren, sofern diese bei ihrer Berufung als Juniorprofes-
sorin, Juniorprofessor, Nachwuchsprofessorin oder Nachwuchsprofessor noch nicht 
Mitglied der Hochschule waren. Die im neuen Art. 66 Abs. 5 Satz 7 vorgesehene An-
zeigepflicht ermöglicht eine effektive rechtsaufsichtliche Kontrolle der Begründungs-
pflicht für Hausberufungen, ohne das Berufungsverfahren zu sehr in die Länge zu zie-
hen (wie z.B. durch eine ministeriale Genehmigungspflicht). Insbesondere muss die 
Hochschule nicht mit der Erteilung des Rufs warten, bis die Unbedenklichkeit der Haus-
berufung festgestellt wurde. Für unrechtmäßige Hausberufungen trägt die Hochschule 
allerdings (wie schon bisher) die alleinige Verantwortung. Die Anzeigepflicht nach 
Art. 66 Abs. 5 Satz 7 wird dabei auf alle Hausberufungen erstreckt also auch auf die 
Berufung von Juniorprofessorinnen, Juniorprofessoren, Nachwuchsprofessorinnen und 
Nachwuchsprofessoren, die bei ihrer Berufung als Juniorprofessorin, Juniorprofessor, 
Nachwuchsprofessorin und Nachwuchsprofessor Externe waren. Dies erspart den 
Hochschulen den bürokratischen Aufwand, bei jeder derartigen Berufung im Einzelfall 
nachzuprüfen, ob im Zeitpunkt der ersten Berufung (als Juniorprofessorin, Juniorpro-
fessor, Nachwuchsprofessorin und Nachwuchsprofessor) Externenstatus bestand oder 
nicht. 

c) Durch die Streichung der besonderen Anforderungen an Kandidatinnen und Kandi-
daten für Direktberufungen wird die Direktberufung endgültig zur vollwertigen zweiten 
Variante der Berufung neben der Berufung mit Ausschreibung. Die umfassende Bin-
dung der Hochschulen bei dieser Variante (wie auch bei allen übrigen Varianten) der 
Berufung an den Grundsatz der Bestenauslese nach Art. 33 Abs. 2 GG bleibt unberührt. 

Mit der neuen Nr. 4 wird eine weitere Variante für einen Ausschreibungsverzicht ge-
schaffen, in der die Berufung der Abwehr eines externen Rufs auf eine höherwertige 
Professur (höhere Besoldung oder bessere Ausstattung) oder der Abwehr eines exter-
nen Beschäftigungsangebots dienen soll. 

Auch die Fälle des Ausschreibungsverzichts zur Abwehr eines externen Rufs oder ei-
nes externen Beschäftigungsangebots der Begründungspflicht für Hausberufungen zu 
unterwerfen, erschiene widersprüchlich. 

Zu Nr. 18 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 24. 

Zu Nr. 19 

Mit der Änderung wird die Ergänzung in Art. 2 Abs. 2 Satz 2 aufgegriffen. 

KI ist ein bedeutsamer Aspekt der Digitalisierung von Studium und Lehre. Mit der Her-
vorhebung der KI sollen zwei Aspekte normativ verankert werden. Zum einen soll deut-
lich gemacht werden, dass das Studium ein Verständnis der Voraussetzungen, der 
Wirkmechanismen und der Herausforderungen der KI befördern und gewährleisten 
muss, dass die Studierenden mit dem Abschluss des Studiums die erforderlichen tech-
nischen Kompetenzen erworben haben. Zum anderen soll deutlich gemacht werden, 
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dass der Gesetzgeber den Einsatz von KI in Studium und Lehre grundsätzlich befür-
wortet und so die sinnvolle Vereinbarkeit vor allem mit Fragestellungen des Datenschut-
zes einfordert. 

Zu Nr. 20 

a) Durch die Änderung wird klargestellt, dass ein Studiengang in den Studienformen 
Vollzeit und Teilzeit angeboten werden kann und hierfür eine gesonderte Einrichtung 
von inhaltsgleichen Voll- bzw. Teilzeitstudiengängen nicht zwingend erforderlich ist. 
Dies ist den Hochschulen jedoch insbesondere im Hinblick auf eine rechtssichere Ge-
staltung der Kapazitätsermittlung und des Bewerbungsverfahrens in zulassungsbe-
schränkten Studiengängen weiterhin möglich. 

b) Die Regelung wird aus systematischen Gründen – entsprechend der Regelung in 
Art. 42 Abs. 3 des Bayerischen Hochschulgesetzes – in Art. 87 Abs. 3 überführt. 

Zu Nr. 21 

Die Änderung beseitigt ein Redaktionsversehen. Der Rahmen für die Regelstudienzei-
ten für Bachelor- und Masterstudiengänge gilt unabhängig von der Hochschulart für alle 
Hochschulen. 

Zu Nr. 22 

Die Ergänzung des Art. 83 Abs. 4 stellt klar, dass für die Information durch das Staats-
ministerium an die Hochschule, dass kirchlicherseits keine Einwände bestehen, neben 
der Schrift- auch die Textform im Sinne des § 126b BGB verwendet werden kann. Die 
Form, in der die Kirchen dem Staatsministerium das Fehlen oder Bestehen von Ein-
wänden mitteilen, bleibt davon unberührt. 

Zu Nr. 23 

a) Die Neufassung mit dem Verweis auf Satz 1 des Art. 84 Abs. 1 regelt eindeutig, dass 
die Immatrikulation nur bei Hochschulprüfungen erforderlich ist, durch die ein Studium 
in einem Studiengang oder sonstigen Studien abgeschlossen wird. 

Durch die Neufassung müssen die im bisherigen 2. Halbsatz des Satz 7 enthaltenen 
Ausnahmetatbestände nicht mehr einzeln aufgelistet werden: Die Externenprüfung 
gem. Art. 84 Abs. 5 richtet sich per se nicht an immatrikulierte Personen. Bei einer Pro-
motion handelt es sich nicht um eine Hochschulprüfung nach Satz 1. Bei weiterbilden-
den und weiterqualifizierenden Studien (Art. 78 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 b), Art. 78 Abs. 2 
Satz 2 Nr. 2 b)) kann von einer Immatrikulation abgesehen werden (vgl. Art. 87 Abs. 1 
Satz 5). Beim Früh- und Jungstudium (Art. 87 Abs. 3) wird kein Studium i.S.v. Art. 87 
Abs. 1 Satz 1 aufgenommen, da lediglich Lehrveranstaltungen besucht werden und in 
diesem Rahmen Studien- und Prüfungsleistungen erbracht werden können. Die Teil-
nahme muss die Hochschule im Einzelfall genehmigen. Eine Immatrikulation nach 
Art. 87 Abs. 1 Satz 1 ist nicht notwendig. Auch die Teilnahme an einzelnen Lehrveran-
staltungen nach Art. 87 Abs. 4 ist kein Studium i.S.d. Art. 87 Abs. 1 Satz 1 und erfordert 
keine Immatrikulation nach Art. 87 Abs. 1 Satz 1. 

Durch die Ausnahmemöglichkeit im 2. Halbsatz, 2. Alternative können die Hochschulen 
auf Satzungsebene vom Immatrikulationserfordernis bei Wiederholungsprüfungen ab-
sehen. Insbesondere können so Doppelimmatrikulationen bei einem Hochschulwechsel 
vermieden werden. Den Studierenden bleibt es unbenommen, sich gleichwohl zu im-
matrikulieren. Es obliegt den Hochschulen im Übrigen, die Studierenden auf die Folgen 
des Verlusts des mit der Immatrikulation verbundenen Studierendenstatus hinzuwei-
sen. 

b) Der Einsatz von KI-Systemen stellt eine wesentliche Frage im Hinblick auf Anforde-
rungen und Verfahren von Prüfungen dar. Die Hochschulen sind gefordert, die zu über-
prüfenden Lernziele und Prüfungskonzepte insbesondere auch auf ihre Kompetenzori-
entierung hin zu hinterfragen und gegebenenfalls so auszugestalten, dass auch in Prü-
fungen ein aktiver Einsatz von KI-Systemen durch Studierende erfolgt. Es sind prü-
fungsspezifische Festlegungen zu treffen, welche Anforderungen an die Eigenständig-
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keit der Leistungen gestellt werden, ob und welche KI-Systeme als Hilfsmittel zugelas-
sen sind und welche Vorgaben für die Dokumentation der Nutzung von KI-Systemen 
bestehen.  

Zur Wahrung der Chancengleichheit muss bei der Prüfungsgestaltung aber dafür Sorge 
getragen werden, dass sich Studierende gegenüber anderen Studierenden in einer Prü-
fung keine nicht leistungsbedingten Vorteile verschaffen können. Bei nicht beaufsich-
tigten schriftlichen Prüfungen ist allerdings im Regelfall davon auszugehen, dass eine 
unzulässige Nutzung von KI-Systemen oder eine Verletzung einer Kennzeichnungs-
pflicht nicht häufig genug rechtssicher nachgewiesen und damit nicht als Täuschungs-
versuch geahndet werden kann, um dem prüfungsrechtlichen Gebot der Chancen-
gleichheit der Prüfungsteilnehmerinnen und -teilnehmer nach Art. 3 Abs. 1 i.V.m. Art. 12 
Abs. 1 GG gerecht zu werden. Deshalb dürfen die Hochschulen die Nutzung von KI-
Systemen bei nicht beaufsichtigten schriftlichen Prüfungen grundsätzlich nicht verbie-
ten („Verbot des Verbots“). In diesem Fall sind aber Vorgaben zu Umfang und Art einer 
Dokumentation der Nutzung zu treffen. Damit werden die Studierenden verpflichtet, 
Transparenz herzustellen und im Sinne guter wissenschaftlicher Praxis auch die Nut-
zung von KI-Systemen als Hilfsmittel bei der Erbringung ihrer Leistungen kenntlich zu 
machen. Ein Verbot der Nutzung von KI-Systemen ist hingegen nur in dem Ausnahme-
fall denkbar, dass die Hochschulen die Chancengleichheit der Prüfungsteilnehmerinnen 
und -teilnehmer anderweitig sicherstellen können. 

Mit dem neuen Satz 5 in Abs. 3 wird zur effizienteren Verhinderung von Täuschungs-
handlungen eine Rechtsgrundlage für die Installation rückstandslos entfernbarer 
Plugins bzw. marktüblicher Sperr-Software auf persönlichen technischen Hilfsmitteln 
der Studierenden, die die Nutzung während der Prüfungszeit zu anderen als Prüfungs-
zwecken ausschließen, für rechnergestützte Präsenzprüfungen geschaffen. Für elekt-
ronische Fernprüfungen wird Abs. 6 entsprechend ergänzt. 

c) Abs. 6 wurde zur Erprobung elektronischer Fernprüfungen mit Gesetz vom 24. Juli 
2020 in das Bayerische Hochschulgesetz aufgenommen und unverändert in das Baye-
rische Hochschulinnovationsgesetz übernommen. 

Die Erprobungsphase wurde mit der im bisherigen Satz 4 vorgesehenen Evaluierung 
durch das Bayerische Staatsinstitut für Hochschulforschung und Hochschulplanung ab-
geschlossen, dem Landtag wurde hierzu am 29. Juli 2024 berichtet. Aufgrund der ins-
gesamt positiven Ergebnisse wird die gesetzliche Grundlage für die Durchführungen 
elektronischer Fernprüfungen durch die Neufassung von Satz 1 verstetigt. Dabei wird 
der Anwendungsbereich insofern bestimmter gefasst, als er sich nur auf Prüfungen be-
zieht, die unter Aufsicht (bei schriftlichen Prüfungen) oder vor einer Prüferin oder einem 
Prüfer (bei mündlichen und praktischen Prüfungen) abzulegen sind. Für Prüfungen, die 
aufgrund ihrer Ausgestaltung nicht in einem vorgegebenen Prüfungsraum und ohne 
Aufsicht bzw. Anwesenheit einer Prüferin oder eines Prüfers abgelegt werden können 
(z.B. Haus-, Studien- und Seminararbeiten oder sog. Open Book Prüfungen) gelten die 
allgemeinen prüfungsrechtlichen und bei z.B. elektronischer Übermittlung (z.B. durch 
E-Mail oder Upload) von Daten ggf. auch datenschutzrechtlichen Anforderungen.  

Zur effizienteren Verhinderung von Täuschungshandlungen wird mit der Ergänzung in 
Satz 2 Nr. 4 eine Rechtsgrundlage für die Installation rückstandslos entfernbarer 
Plugins bzw. marktüblicher Sperr-Software auf persönlichen technischen Hilfsmitteln 
der Studierenden, die die Nutzung während der Prüfungszeit zu anderen als Prüfungs-
zwecken ausschließen sowie zur Aufzeichnung der Prüfung oder anderweitigen vo-
rübergehenden Speicherung der Bild- und Tondaten geschaffen. Diese dürfen aus-
schließlich zu Beweiszwecken für den Nachweis von Täuschungshandlungen verwen-
det werden. 

Die Vorschrift dient der Wahrung des Grundrechts auf prüfungsrechtliche Chancen-
gleichheit aller Studierenden (Art. 3 Abs. 1 GG). Die Hochschule muss – wenn sie Fern-
prüfungen anbietet – wie bei allen Prüfungen so gut wie möglich sicherstellen, dass 
keine Täuschungshandlungen unternommen werden, die die Prüfungsergebnisse ver-
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zerren und verhindern, dass einzelne Prüflinge sich durch eine Täuschung über Prü-
fungsleistungen einen Chancenvorteil gegenüber rechtstreuen Prüflingen verschaffen 
(OVG NRW, Beschluss vom 4.3.2021, Az.: 14 B 278/21.NE). 

Während nach § 6 Abs. 3 Satz 1 BayFEV eine Aufzeichnung der Prüfung oder ander-
weitige Speicherung der Bild- oder Tondaten derzeit ausgeschlossen ist, soll nun die 
Verordnungsermächtigung dahingehend erweitert werden, dass entsprechende Maß-
nahmen den Hochschulen grundsätzlich ermöglicht werden können. Denn nach Hoch-
schulvortrag hat sich in der Praxis gezeigt, dass die rechtssichere Beweisführung bei 
Täuschungsbeurteilungen, für die die Hochschule die Beweislast trägt, sehr schwierig 
ist, wenn lediglich auf die Erinnerung und Protokollnotizen einer menschlichen Live-
Videoaufsicht zurückgegriffen werden kann.  

Die Aufzeichnung und vorübergehende Speicherung der Prüfung in Bild- und Tondaten 
greift zwar in das Grundrecht der Prüflinge auf informationelle Selbstbestimmung (Art. 2 
Abs. 1 i. V. m. Art. 1 Abs. 1 GG) ein, jedoch ist dies zur Wahrung der Chancengleichheit 
aller Prüflinge prinzipiell geeignet, erforderlich und angemessen, wenn Täuschungs-
handlungen nicht anderweitig verhindert werden können. 

Die Prüfungssituationen von Fernprüfungen sind nicht vergleichbar mit Präsenzprüfun-
gen. Dies hat bereits OVG NRW mit Beschluss vom 4.3.2021, Az.: 14 B 278/21.NE 
festgestellt: Im Gegensatz zu einer Präsenzklausur, bei der der Aufsichtführende das 
gesamte Geschehen im Raum im Blick hat, verfügt der Videoaufsichtsführende nur über 
eine Tisch-/Oberkörperaufnahme und eine Übertragung der Bildschirmansicht des Mo-
nitors. Anders als bei einer Präsenzklausur kann er auch nicht durch sofortige eigene 
Untersuchungen Feststellungen an Ort und Stelle treffen, sondern ist auf die Mitwirkung 
des Prüflings angewiesen, weil die Prüfung ausschließlich in dessen Sphäre stattfindet. 
Zeugen, die einen Täuschungsversuch oder eine vom Prüfling geltend gemachte Stö-
rung des ordnungsgemäßen Prüfungsablaufs bestätigen könnten, stehen nicht zur Ver-
fügung. Diese stark eingeschränkte Kontrollmöglichkeit kann auch nicht durch ein Mehr 
an Aufsichtspersonal ausgeglichen werden. Denn auch dann bliebe die Erschwernis 
des eng begrenzten Bildbereichs bestehen. 

Die Aufzeichnung und vorübergehende Speicherung der Prüfung ist ein geeignetes Mit-
tel, um Täuschungsversuche belegen zu können. Sowohl in Rechtsbehelfsverfahren als 
auch vor Gericht hat die Hochschule die Beweislast für Täuschungsversuche. Video-
aufzeichnungen sind ein probates Mittel der Beweisführung, wenn diese auf gesetzli-
cher Grundlage und mit Wissen der Betroffenen gewonnen wurden.  

Gleichwohl ist zur Wahrung der Verhältnismäßigkeit sicherzustellen, dass die Maß-
nahme zeitlich begrenzt ist und die gespeicherten Daten gelöscht werden, sobald diese 
nicht mehr zu Beweiszwecken erforderlich sind. Dies bedeutet, dass eine Aufzeichnung 
und vorübergehende Speicherung zunächst vom Beginn bis zum Ende der Prüfung er-
folgen kann, jedoch nach dem Ende der Prüfung zu löschen ist. Anlassbezogen, also in 
konkreten Verdachtsfällen, ist eine weitere Speicherung zu Beweiszwecken möglich, 
wenn die Prüfungsaufsicht Unregelmäßigkeiten festgestellt und im Prüfprotokoll ver-
merkt hat. Die Speicherdauer darf maximal bis zur Bestandskraft der Prüfungsentschei-
dung andauern. Eine Löschung wird aber jedenfalls dann früher erfolgen müssen, wenn 
nach einer gemeinsamen Sichtung der Aufzeichnung von Hochschule und Prüfling ein 
etwaiger Verdacht ausgeräumt werden konnte. Details werden in der Verordnung gem. 
Art. 84 Abs. 6 zu regeln sein. 

Auch soweit in das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 GG) 
eingegriffen wird, was für Fälle in Betracht kommt, in denen Prüflinge von Art. 13 GG 
geschützte Räumlichkeiten nützen, ist die Verordnungsermächtigung aus den zu Art. 2 
Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG genannten Gründen ebenfalls prinzipiell verhältnismäßig. 
Zu bedenken ist dabei, dass die Studierenden den Ort für die Ablegung der Fernprüfung 
selbst wählen können, sich während der Prüfung also auch in anderen Lokalitäten als 
der eigenen i Wohnung aufhalten können, zum Beispiel auch in Räumlichkeiten der 
Universität. Anders als etwa bei einer Vorratsdatenspeicherung, wissen die Prüflinge 
außerdem von der Aufzeichnung und vorübergehenden Speicherung der Prüfung und 
können – auch wenn sie die Fernprüfung in ihrer Wohnung ablegen – den Bereich, in 
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den sie Einblick gewähren, selbst wählen (vgl. hierzu OVG Schleswig-Holstein: Beschl. 
v. 04.03.21, Az. 3 MR 7/21).  

Insgesamt gilt dies insbesondere, wenn den Studierenden alternativ die Teilnahme an 
einer Präsenzprüfung möglich ist und die Teilnahme an der Fernprüfung damit auf frei-
williger Basis erfolgt. 

Zu Nr. 24 

Zur Klarstellung wird in der Neufassung der Regelung Bezug auf die Definition der 
haupt- und nebenberuflichen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer in Art. 19 
Abs. 1 genommen und die Prüfungsbefugnis zusätzlich auf alle nach Art. 67 gemein-
sam Berufenen bzw. zu Hochschulmitgliedern Ernannten erweitert. 

Zu Nr. 25 

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 26. 

Zu Nr. 26 

a) Abs. 1 Satz 6 wird aus systematischen Gründen in Abs. 4 überführt. 

b) Abs. 3 Satz 1 bis 3 übernimmt den bisherigen Art. 77 Abs. 7. Mit Abs. 3 Satz 4 wird 
die bisherige Regelung in Art. 86 Abs. 1 Satz 2 zur Anerkennung der erbrachten Kom-
petenzen im Rahmen eines Früh- oder Jungstudiums übernommen.  

Diese Systematik entspricht insgesamt wieder der Fassung des Art. 42 Abs. 3 des Bay-
erischen Hochschulgesetzes. 

Abs. 4 ermöglicht den Hochschulen, die Teilnahme weiterer Personen an einzelnen 
Lehrveranstaltungen aus Studiengängen oder sonstigen Studien einschließlich des Ab-
legens von Studien- und Prüfungsleistungen zu regeln, ohne dass eine Immatrikulation 
erforderlich ist. Für Studierende anderer Hochschulen war dies bislang nach Art. 87 
Abs. 1 Satz 6 nur im Rahmen von Kooperationsvereinbarungen möglich. Dies soll zur 
Förderung der nationalen und internationalen Mobilität auf Studierende aller staatlichen 
und staatlich anerkannten Hochschulen ausgeweitet werden.  

Außerdem sollen die Hochschulen dies auch weiteren Personen ermöglichen können. 
Dies dient auch der Umsetzung der Empfehlung des Rates der Europäischen Union 
vom 16. Juni 2022 über einen europäischen Ansatz für Microcredentials für lebenslan-
ges Lernen und Beschäftigungsfähigkeit (ABl. C 243 vom 27.6.2022, S. 10), mit der den 
Mitgliedstaaten empfohlen wird, Microcredentials einzuführen. Unter Microcredentials 
sind zertifizierte, kleine, maßgeschneiderter Lernerfahrungen zu verstehen, die spezifi-
sche Kompetenzen vermitteln, einen gesellschaftlichen, persönlichen, kulturellen oder 
arbeitsmarktbezogenen Bedarf bedienen, eigenständig und kombinierbar sind und tra-
ditionelle Qualifikationen ergänzen. Mit solchen Angeboten werden als konkrete Reali-
sierung des Kerngedankens des Lebensbegleitenden Lernens für alle Bürgerinnen und 
Bürger bei Erfüllung der entsprechenden Zugangsvoraussetzungen qualitativ hochwer-
tige Bildungsmöglichkeiten eröffnet - für die persönliche Entwicklung jedes Einzelnen 
sowie zur Steigerung der Zukunftsfähigkeit der Wirtschaft durch qualifizierte Fachkräfte. 

Eine weitere Zielgruppe für die Teilnahme an einzelnen Lehrveranstaltungen sind Be-
werberinnen und Bewerbern für einen Masterstudiengang, wenn diesen für den Nach-
weis der studiengangspezifischen Eignung nach Art. 90 Abs. 1 Satz 2 noch einzelne 
Kompetenzen fehlen.  

Die Hochschulen regeln insbesondere die Voraussetzung für den Zugang und ggf. für 
die Ausstellung einer Leistungsbescheinigung durch Satzung. Die Anerkennung oder 
Anrechnung der erworbenen Kompetenzen erfolgen jeweils in entsprechender Anwen-
dung von Art. 86. 

Im Falle von Lehrveranstaltungen aus Weiterbildungsangeboten gem. Art. 78 ist die 
Gebührenerhebungspflicht aus Art. 13 Abs. 2 zu beachten.  

Es bleibt den Hochschulen unbenommen, die Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach 
Abs. 5 (bisher Abs. 3) zu immatrikulieren. 

c) Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Nr. 27 

a) Der allgemeine Hochschulzugang des in Art. 88 Abs. 5 genannten Personenkreises 
setzt bislang die Absolvierung eines verpflichtenden Beratungsgesprächs an der Hoch-
schule voraus. Diese bei Einführung des Hochschulzugangs für beruflich Qualifizierte 
normierte Voraussetzung ist angesichts der Tatsache, dass sich dieser Weg der Quali-
fizierung inzwischen erfolgreich durchgesetzt hat, nicht mehr erforderlich. Es gibt keinen 
Grund, beruflich Qualifizierte anders als andere Hochschulzugangsberechtigte zu be-
handeln. Zugleich dient die Abschaffung des verpflichtenden Beratungsgesprächs der 
Deregulierung und Entbürokratisierung. Der bisherige Aufwand bei der Bewerbung und 
Durchführung des Gesprächs für Bewerberinnen, Bewerber und Hochschulen entfällt 
ersatzlos. 

b) Art. 88 Abs. 6 betrifft den fachgebundenen Hochschulzugang für beruflich Qualifi-
zierte. Auch hier soll das verpflichtende Beratungsgespräch entfallen. Zur Begründung 
wird auf die Begründung bei Art. 88 Abs. 5 verwiesen. Damit verbunden ist eine redak-
tionelle Folgeänderung auf Grund der Aufhebung des Satzes 5. 

c) Für weiterqualifizierende Studien (Bachelorniveau) ist der Zugang strikt kumulativ an 
den Nachweis einer Hochschulzugangsberechtigung und einer abgeschlossenen Be-
rufsausbildung geknüpft (Art. 88 Abs. 8 Satz 2 BayHIG). 

Die Zugangsvoraussetzungen zu weiterbildenden Studien (Masterniveau) sind demge-
genüber flexibler: Eine Teilnahme ist nach Maßgabe der Hochschulsatzungen auch 
möglich, wenn nur ein erster Hochschulabschluss nachgewiesen und die berufsprakti-
sche Erfahrung erst nach Studienbeginn erworben wird oder berufspraktische Erfah-
rung vorliegt und (ohne ersten Hochschulabschluss) die erforderliche Eignung im Beruf 
oder auf andere Weise erworben wurde (Art. 90 Abs. 2 Satz 5 BayHIG). 

Diese Flexibilität auf Masterebene soll entsprechend auch auf Bachelorebene ermög-
licht werden, indem die Teilnahme an weiterqualifizierenden Studien von den Hoch-
schulen auch dem Personenkreis ermöglicht werden kann, der die Voraussetzungen 
für eine Teilnahme an weiterbildenden Studien erfüllt. 

d) Durch die Regelung erhalten die Hochschulen für angewandte Wissenschaften die 
Möglichkeit, aus besonderen Gründen wie z. B. den Bedürfnissen des regionalen Ar-
beitsmarkts auch Studieninteressenten ohne in Bayern anerkannte Hochschulzugangs-
berechtigung aus dem Ausland ein Studium zu ermöglichen. Voraussetzung hierfür ist, 
dass die Betreffenden im Ausland an staatlichen Hochschulen studierberechtigt sind 
und diese eine Zugangsprüfung an der bayerischen Hochschule für angewandte Wis-
senschaften erfolgreich absolvieren. Da die Hochschulen für an-gewandte Wissen-
schaften durch anwendungsbezogene Lehre eine Qualifizierung vermitteln, die zur 
selbstständigen Anwendung und Weiterentwicklung wissenschaftlicher Methoden und 
künstlerischer Tätigkeiten in der Berufspraxis befähigt, können diese am besten beur-
teilen, ob auch Bewerberinnen und Bewerber ohne eine für den hiesigen Hochschulzu-
gang vergleichbare vertiefte theoretische Vorbildung das jeweilige Studienangebot auf 
Grund anderweitiger Qualifikationen erfolgreich absolvieren können. Zugleich wird den 
Hochschulen für angewandte Wissenschaften optional ein Instrument an die Hand ge-
geben, flexibel und eigenverantwortlich ihre Attraktivität für Bewerberinnen und Bewer-
ber mit ausländischen Bildungsnachweisen über eine besondere Zugangsprüfung zu 
steigern. 

Zu Nr. 28 

Bei örtlichen Verfahren zur Vergabe von Studienplätzen wird die Kombination aus Nu-
merus clausus und Eignungsfeststellungsverfahren erlaubt. 

Zu Nr. 29 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 27 c). 

Zu Nr. 30 

a) und b) enthalten redaktionelle Folgeänderungen zu c). 
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c) Durch die Einfügung eines weiteren Immatrikulationshindernisses wird die Möglich-
keit geschaffen, bei schwerwiegenden Straftaten, die zu einer Gefährdung oder Störung 
des Studienbetriebs führen, aus ordnungspolitischen Gesichtspunkten die Immatrikula-
tion von Bewerberinnen und Bewerbern zu untersagen. Eine entsprechende Regelung 
fand sich bereits in früheren Fassungen des Bayerischen Hochschulgesetzes (vgl. z. B. 
Art. 62 Satz 1 Nr. 3 des Bayerischen Hochschulgesetzes in der Fassung der Bekannt-
machung vom 2. Oktober 1998 (GVBl. S. 740)). Aus Gründen der Deregulierung wurde 
dieses Immatrikulationshindernis aufgehoben. Aktuelle Ereignisse haben jedoch ge-
zeigt, dass auf eine entsprechende Regelung nicht verzichtet werden kann, um extreme 
Fälle zu sanktionieren. Treten die Voraussetzungen des Art. 91 Nr. 6 während des Stu-
diums ein, erfolgt die Exmatrikulation nach Art. 94 Abs. 2 i.V.m. Art. 91 Nr. 6. 

Nr. 7 schafft die Grundlage dafür, eine erneute Immatrikulation auch dann zu verwei-
gern, wenn eine Exmatrikulation als Ordnungsmaßnahme verfügt wurde. 

Die neue Nr. 8 ermöglicht die Ablehnung der Immatrikulation von Bewerbern, die in ei-
nem Auswahlverfahren der Hochschule ausgeschlossen wurden, das für Nicht-Deut-
sche und Personen, die Deutschen nicht gleichgestellt sind, geschaffen wurde. 

Zu Nr. 31 

Art. 94 Abs. 1 bis 3 schafft (in Anknüpfung an eine ähnliche Regelung im Bayerischen 
Hochschulgesetz von 1973) einen differenzierten ordnungsrechtlichen Rechtsrahmen. 
In den letzten Jahren haben sich die Rahmenbedingungen für die Sicherheit an den 
Hochschulen erheblich verändert. Die Zunahme von Gewalt- und Bedrohungssituatio-
nen machen eine klare und rechtsstaatlich fundierte Regelung wieder erforderlich, um 
wirksam gegen Ordnungsverstöße vorgehen zu können. Der Begriff des Ordnungsver-
stoßes ist nicht auf gewaltbezogenes Verhalten beschränkt. Zwar sind Gewaltanwen-
dungen, Gewaltandrohungen und Sachbeschädigungen regelmäßig besonders 
schwerwiegende Störungen; sie bilden jedoch die in der hochschulischen Praxis rele-
vanten Konfliktlagen nicht vollständig ab. Die Ordnungsmaßnahmen dienen dabei dem 
Schutz des Hochschulbetriebs, mithin dem Teilhaberecht der übrigen Studierenden, der 
Wissenschaftsfreiheit sowie dem Selbstverwaltungsrecht der Hochschulen. Die einzel-
nen Ordnungsmaßnahmen sind entsprechend dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
anzuwenden und im nichtförmlichen Verwaltungsverfahren von der Hochschulleitung 
festzusetzen. Mögliche Adressaten sind sowohl Mitglieder als auch bloße Angehörige 
von Hochschulen. Ein rassistischer oder antisemitischer Hintergrund der Ordnungsver-
stöße kann bei Auswahl und Dauer der Ordnungsmaßnahmen erschwerend berück-
sichtigt werden. Die Möglichkeit disziplinar- oder arbeitsrechtlicher Maßnahmen gegen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Hochschulen wegen entsprechender Taten wird 
nicht eingeschränkt.  

Die Ergänzung der Exmatrikulationsregelung in Abs. 4 ermöglicht es, bei der Exmatri-
kulation wegen Straftaten oder als Ordnungsmaßnahme eine erneute Immatrikulation 
an Hochschulen des Freistaats Bayern auszuschließen, solange eine Gefährdung oder 
Störung der Erfüllung von Hochschulaufgaben, insbesondere des Studienbetriebs wei-
terhin droht bzw. solange von dem Betroffenen nach Einschätzung der über die Immat-
rikulation entscheidenden Hochschule noch eine entsprechende Gefahr ausgeht.  

Zu Nr. 32 

a) Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 23 b). 

b) Mit der Gesetzesänderung werden die Hochschularten in den Promotionsstudien-
gängen gleichgestellt. Die fachlichen Voraussetzungen für die Vergabe eines Ph.D. 
müssen im Einzelfall erfüllt sein. 

Zu Nr. 33 

Es wird klargestellt, dass nur Personen mit Lehrbefugnis Mitglieder des Fachmentorats 
für Habilitationen sein können. 

Zu Nr. 34 

a) Korrektur eines Redaktionsversehens. 
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b) Es wird klargestellt, dass eine staatliche Anerkennung auch dann erteilt werden kann, 
wenn an einer nichtstaatlichen Hochschule für angewandte Wissenschaften mindes-
tens drei entweder nebeneinander oder konsekutiv bestehende Studiengänge angebo-
ten werden. Außerdem wird ein Redaktionsversehen korrigiert. 

Zu Nr. 35 

a) Die Ergänzung stellt klar, dass auch die Regelungen zur Lehrbefähigung und Lehr-
befugnis nach Art. 98 für nichtstaatliche Hochschulen im Rahmen der staatlichen Aner-
kennung entsprechend gelten. 

b) und c) Im Zuge einer möglichst umfassenden Deregulierung wird das Erfordernis des 
Einvernehmens des Staatsministeriums zu erforderlichen Regelungen nichtstaatlicher 
Hochschulen abgeschafft. Die (repressive) Rechtsaufsicht über die nichtstaatlichen 
Hochschulen (Art. 111) bleibt unberührt, im Hinblick auf die Regelungsmaterie ist die 
Normierung einer generellen präventiven Rechtsaufsicht jedoch nicht zwingend gebo-
ten. So werden auch die entsprechenden Satzungen staatlicher Hochschulen von die-
sen ohne eine gesetzlich vorgeschriebene Einbindung des Staatsministeriums erlas-
sen. Es obliegt den nichtstaatlichen Hochschulen dabei, alle erforderlichen Regelungen 
selbst zu erlassen, etwaige noch fortgeltende, vom Staatsministerium vor dem 1. Okto-
ber 1993 erlassene Vorschriften verlieren ihre Gültigkeit. 

Zu Nr. 36 

Mit der Ergänzung werden die Universität der Bundeswehr München und die Katholi-
sche Universität Eichstätt-Ingolstadt in ihren Hochschulbereichen für angewandte Wis-
senschaften den Hochschulen für angewandte Wissenschaften gleichgestellt bei der 
Möglichkeit, ein befristetes, fachlich begrenztes Promotionsrecht nach Art. 96 Abs. 7 zu 
erhalten. 

Zu Nr. 37 

Es erfolgt eine Klarstellung in Bezug auf die in Art. 114 enthaltene Differenzierung zwi-
schen der originären Zuständigkeit der Studierendenwerke für die staatlichen Hoch-
schulen in Art. 114 Abs. 1 Satz 1 und der optionalen Zuständigkeit in Art. 114 Abs. 2 
Satz 2 für andere Unterrichtseinrichtungen. 

Zu Nr. 38 

Zur Erhöhung der Übersichtlichkeit werden die bisher in Art. 115 und Art. 122 enthalte-
nen Verordnungsermächtigungen in einem Artikel zusammengefasst. 

Zu Nr. 39 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 40. 

Zu Nr. 40 

Art. 117 nimmt Neuerungen bei der internen Governance der Studierendenwerke vor.  

Aufgrund zunehmender Schwierigkeiten bei der Gremienbesetzung und zur Straffung 
und Effizienzsteigerung in den Organen der Studierendenwerke entfällt künftig die Ver-
tretungsversammlung, deren Hauptaufgabe bisher in der Wahl der Mitglieder des Ver-
waltungsrats bestand. 

Für den Verwaltungsrat als zentrales Kontrollgremium der Studierendenwerke soll künf-
tig die große fachliche Expertise der Kanzlerinnen und Kanzler auf wirtschaftlichem und 
rechtlichem Gebiet nutzbar gemacht werden. Durch die Beschränkung auf die staatli-
chen Hochschulen wird auf die originäre Zuständigkeit der Studierendenwerke (vgl. 
Art. 114 Abs. 1 Satz 1) rekurriert. Nachdem die Studierendenwerke Augsburg und 
Oberfranken derzeit nur vier staatliche Hochschulen betreuen, sind hier alle Kanzlerin-
nen und Kanzler der jeweils betreuten staatlichen Hochschulen Verwaltungsratsmitglie-
der; eine Wahl ist insofern nicht erforderlich. Den übrigen Studierendenwerke sind je-
doch mehr als vier staatliche Hochschulen zugeordnet, so dass hier eine Wahl der Ver-
waltungsratsmitglieder nach Art. 117 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 durch die Präsidentinnen und 
Präsidenten der entsprechenden Hochschulen vorzunehmen ist (vgl. Art. 117 Abs. 1 
Satz 2).  
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Die studentischen Verwaltungsratsmitglieder werden künftig vom Landesstudierenden-
rat gewählt. Dieser kann damit direkt geeignete Studierende aus dem Zuständigkeits-
bereich des jeweiligen Studierendenwerks für den Verwaltungsrat bestimmen. Die zu 
wählenden studentischen Verwaltungsratsmitglieder müssen nicht dem Landesstudie-
rendenrat angehören. 

Beim Verwaltungsratsmitglied nach Art. 117 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 ist auf eine entspre-
chende einschlägige fachliche Expertise zu achten. Dieses Verwaltungsratsmitglied 
wird ebenfalls durch die Präsidentinnen und Präsidenten der staatlichen Hochschulen 
im Zuständigkeitsbereich des jeweiligen Studierendenwerks gewählt. 

Das Verwaltungsratsmitglied nach Art. 117 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 wird vom Personalrat 
des jeweiligen Studierendenwerks bzw. im Falle des Bestehens eines Gesamtperso-
nalrats von diesem in den Verwaltungsrat entsendet.  

In Art. 117 Abs. 3 wird die bisher in der Verordnung über die bayerischen Studieren-
denwerke vorgesehene beratende Teilnahme der Geschäftsführerin bzw. des Ge-
schäftsführers normiert. 

Die bisher verpflichtend zu wählenden Mitglieder des Verwaltungsrats Beauftragte bzw. 
Beauftragter für die Gleichstellung von Frauen in Wissenschaft und Kunst und Beauf-
tragte bzw. Beauftragter für die Belange für Studierenden mit Behinderung oder chroni-
scher Erkrankung können künftig optional gewählt werden und als beratende Mitglieder 
fungieren. Die Expertise dieser optionalen Mitgliedergruppe kann damit weiterhin für 
den Verwaltungsrat nutzbar gemacht werden, sofern sich entsprechende Personen fin-
den lassen, die bereit sind, dieses Amt zu übernehmen. 

In Art. 118 Abs. 1 wird klargestellt, dass der Verwaltungsrat in grundsätzlichen Angele-
genheiten des Studierendenwerks entscheidet und die strategischen Ziele festlegt. Er 
ist das zentrale Kontrollgremium des Studierendenwerks mit dem für diese Aufgaben 
nötigen Informations-, Einsichts- und Prüfungsrecht (vgl. Art. 118 Abs. 3). Art. 118 
Abs. 2 normiert die wichtigsten Aufgaben des Verwaltungsrats. 

Zu Nr. 41 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 40. 

Zu Nr. 42 

Im Hinblick auf die Finanzierung der Studierendenwerke, die Beitragspflicht der Studie-
renden und diesbezügliche Verfahrensregelungen erfolgt eine Klarstellung in Bezug auf 
die in Art. 114 enthaltene Differenzierung zwischen der originären Zuständigkeit der 
Studierendenwerke für die staatlichen Hochschulen in Art. 114 Abs. 1 Satz 1 und ihrer 
optionalen Zuständigkeit in Art. 114 Abs. 2 Satz 2 für andere Unterrichtseinrichtungen. 

Zu Nr. 43 

Redaktionelle Folgeänderung zu Nr. 38. 

Zu Nr. 44 

a) Die Bayerische Theaterakademie „August Everding“ (Theaterakademie) ist eine 
staatliche Einrichtung, die dem Staatsministerium unmittelbar nachgeordnet ist. Die 
Theaterakademie bietet seit ihrer Gründung 1993 in Kooperation mit staatlichen Hoch-
schulen in München Studiengänge im Bereich der darstellenden Künste an. Sie ist ein 
Theaterbetrieb, dessen Ziel die praxisnahe Durchführung von Studiengängen im Be-
reich der Darstellenden Künste ist und in diesem Sinne auch eine Bildungseinrichtung. 
Diese Kooperationen werden mit Abs. 3 auf eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage 
gestellt. 

Es handelt sich um eine Ausnahmevorschrift zu Art. 2 Abs. 1, nach dem das Studium, 
also u.a. die Durchführung von Studiengängen und die Abnahme von Hochschulprü-
fungen, als Aufgabe von Hochschulen definiert und damit diesen vorbehalten ist (vgl. 
auch Art. 113 Abs. 1). Bei den in Kooperation angebotenen Studiengängen handelt es 
sich stets um Studiengänge der jeweils kooperierenden Hochschule (Art. 77), für deren 
Durchführung und Prüfungsgeschehen die von dieser Hochschule zu erlassenden Sat-
zungen – d.h. insbesondere Qualifikations- und Immatrikulationssatzungen (Art. 87 ff.) 
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sowie Studien- und Prüfungsordnung (Art. 80 Abs. 1, Art. 84 Abs. 2 ff.) – maßgeblich 
sind. Die in diesen Studiengängen erbrachten Studienzeiten, Studien- und Prüfungszei-
ten werden nach Satz 1 2. Halbsatz als innerhalb des Hochschulbereichs erworben 
behandelt und sind entsprechend anzuerkennen (Art. 86 Abs. 1). Nach Satz 2 verbleibt 
das Recht zur Verleihung des akademischen Grades bei der jeweils kooperierenden 
Hochschule (Art. 96). 

Für die Kooperation ist nach Satz 3 eine Vereinbarung nach Art. 6 Abs. 4 i.V.m. Abs. 3 
i.V.m. Abs. 7 abzuschließen, die aufgrund ihres Ausnahmecharakters des Einverneh-
mens des Staatsministeriums bedarf. Als zwingenden Regelungsinhalt der Vereinba-
rung werden dabei in Satz 4 die Bereiche genannt, in denen im Hinblick auf die akade-
mische Letztverantwortung der gradverleihenden Hochschule Entscheidungen nicht de-
legiert werden können. Durch die im Einzelnen getroffenen Vereinbarungen ist dabei 
sicherzustellen, dass die Qualität des gemeinsamen Studienangebots nach künstleri-
schen und hochschulischen Maßstäben sichergestellt wird. 

Satz 5 regelt die Prüfungsberechtigung von Personen, die an der Theaterakademie als 
Beamtinnen oder Beamte, Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer oder durch Dienstver-
trag beschäftigt sind. Sofern diese nicht nach Maßgabe der einschlägigen Prüfungsord-
nung von der jeweiligen Hochschule in unmittelbarer Anwendung der hochschulrechtli-
chen Vorgaben als Prüferinnen und Prüfer bestellt werden können, können sie von der 
Hochschule in entsprechender Anwendung dann als Prüferin oder Prüfer bestellt wer-
den, wenn sie die hochschulrechtlichen Anforderungen an die fachliche Qualifikation 
erfüllen. Dies ist der Fall, wenn sie – unter Ausnahme der allgemeinen dienstrechtlichen 
Voraussetzungen – die entsprechenden Einstellungsvoraussetzungen (z.B. als Lehr-
kraft für besondere Aufgaben) sowie ggf. weitere Anforderungen (z.B. selbständige Un-
terrichtstätigkeit) erfüllen. 

Für die Besetzung der Leitungen der Kooperationsstudiengänge werden gemeinsame 
Berufungsverfahren gemäß Art. 67 Abs. 5 i.V.m. Abs. 3 durchgeführt. Die berufene Per-
son wird von der Theaterakademie beschäftigt; ihr wird für die Dauer des Beschäfti-
gungsverhältnisses die Eigenschaft eines Mitglieds der jeweiligen Hochschule verlie-
hen.  

b) Redaktionelle Folgeänderung zu a). 

Zu Nr. 45 

Art. 128 Abs. 4 enthält aufgrund der Neuregelung der internen Governance der Studie-
rendenwerke eine Übergangsvorschrift für die Vertretungsversammlungen und Verwal-
tungsräte der Studierendenwerke. Bis zum 1. Oktober 2026 führen die amtierenden Mit-
glieder der Vertretungsversammlungen und Verwaltungsräte der Studierendenwerke 
deren Geschäfte nach den alten Regelungen fort. Wegen des Wegfalls der Vertretungs-
versammlungen sind zum 1. Oktober 2026 nur die Verwaltungsräte neu zu bilden.  

 

Zu § 3 Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 


